
wir haben ja gerade die Veterinärämter verstaat-
licht, kommunalisiert und so weiter, Sie kennen das
Thema. Ich habe als kommunale Vertreterin selbst
einmal gegen den Freistaat klagen müssen. Das
hat sich alles befriedet. Das heißt, wir sind auch
jetzt in einem guten Gespräch miteinander, die
kommunale Seite, die staatliche Seite, auch die
Tierärzte, so dass das auch keine Problematik ist.

Und bei der Tierseuchenkasse haben Sie völlig zu
Recht gesagt, auch da haben wir miteinander ge-
sprochen, aber da gibt es natürlich aufgrund der
Natur der Sache, wer wie viel zahlt, eben sicher im-
mer wieder auch eine Differenz, die wir nicht aus-
räumen können. Insofern haben wir schon gemerkt
auch bei den Diskussionen, dass wir das Gesetz so
umsetzen können.

(Beifall SPD)

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Frau Ministerin. Weitere Wortmeldungen
liegen mir nicht vor, so dass ich die Debatte schlie-
ßen kann. Es ist die Überweisung der Drucksache
5/6589 an den Ausschuss für Soziales, Familie und
Gesundheit und an den Ausschuss für Landwirt-
schaft, Forsten, Umwelt und Naturschutz beantragt.
Darüber stimmen wir jetzt ab.

Wer den Gesetzentwurf der Landesregierung in der
Drucksache 5/6589 an den Ausschuss für Soziales,
Familie und Gesundheit überweisen möchte, den
bitte ich jetzt um sein Handzeichen. Das ist die Zu-
stimmung von der Fraktion DIE LINKE. Wer stimmt
gegen die Ausschussüberweisung? Das sind die
Stimmen von den Fraktionen BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, SPD, CDU und FDP. Damit ist diese
Ausschussüberweisung abgelehnt.

Wer möchte den Gesetzentwurf der Landesregie-
rung an den Ausschuss für Landwirtschaft, Forsten,
Umwelt und Naturschutz überweisen, den bitte ich
jetzt um sein Handzeichen. Das ist die Zustimmung
von der Fraktion DIE LINKE. Wer stimmt gegen die
Ausschussüberweisung? Das sind die Stimmen von
den Fraktionen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD,
CDU und FDP. Damit ist auch diese Ausschuss-
überweisung abgelehnt.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt. Bevor wir in
die Mittagspause eintreten, ein Hinweis. Die 2. Sit-
zung des Freundeskreises Kaliningrad findet jetzt
im Raum F 004 statt. Und die Obleuterunde des
Untersuchungsausschusses 5/1 findet jetzt im
Raum F 202 statt. Wir treten hiermit in eine Mittags-
pause ein und wir treffen uns wieder um 14.00 Uhr.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 25,

Fragestunde

die ich hiermit auch eröffne. Wir beginnen mit der
Mündlichen Anfrage des Abgeordneten Ramelow
von der Fraktion DIE LINKE und des Abgeordneten
Adams von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN in der Drucksache 5/6372.

Abgeordneter Ramelow, DIE LINKE:

Dann stelle ich jetzt die Anfrage der beiden Abge-
ordneten:

Überfall auf das Kunsthaus Erfurt - nachgefragt

Die Abgeordnete Kollegin Astrid Rothe-Beinlich
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) hatte in ihrer Kleinen
Anfrage „Überfall auf das Kunsthaus Erfurt“ (Kleine
Anfrage 2452) nach den Hintergründen und Ermitt-
lungsergebnissen gefragt.

In der Antwort der Landesregierung vom 19. Sep-
tember 2012 (Drucksache 5/5009) wird informiert,
dass die staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen
noch nicht abgeschlossen seien.

Wir fragen die Landesregierung:

1. Sind die staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen
nunmehr abgeschlossen?

2. Ist eine Anklage gegen einen oder mehrere Täter
erhoben worden?

3. Sind die Opfer des Überfalls über die Ermitt-
lungsergebnisse und gegebenenfalls Anklageerhe-
bung informiert worden?

Vizepräsident Gentzel:

Für die Landesregierung antwortet das Justizminis-
terium, in diesem Fall der Staatssekretär Herr
Prof. Dr. Herz. Bitte.

Prof. Dr. Herz, Staatssekretär:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und
Herren, die Fragen der Abgeordneten Ramelow
und Adams beantworte ich für die Landesregierung
wie folgt:

Zu Frage 1: Die Ermittlungen der Staatsanwalt-
schaft Erfurt wurden am 28. August 2013 abge-
schlossen.

Zu Frage 2: Es wurde gegen sechs männliche Per-
sonen und eine weibliche Person unter anderem
wegen gemeinschaftlicher gefährlicher Körperver-
letzung, Volksverhetzung, Verwenden von Kennzei-
chen verfassungswidriger Organisationen und Wi-
derstand gegen Vollstreckungsbeamte Anklage
zum Amtsgericht, genauer, dem Jugendschöffenge-
richt Erfurt erhoben. Gegen eine weitere weibliche
Beschuldigte stellte die Staatsanwaltschaft das Er-
mittlungsverfahren mangels hinreichend konkreter
Verdachtsmomente gemäß § 170 Abs. 2 der Straf-
prozessordnung ein.
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Zu Frage 3: Es wurde im Rahmen des Ermittlungs-
verfahrens vier Geschädigten über ihre Rechtsan-
wälte Akteneinsicht gewährt. Im Übrigen wurden
die Verletzten auf ihre Befugnisse gemäß § 406 h
der Strafprozessordnung im Rahmen des Ermitt-
lungsverfahrens hingewiesen. Eine Information
über die Anklageerhebung erfolgte vonseiten der
Staatsanwaltschaft nicht, da die Strafprozessord-
nung dies nicht fordert.

Vielen Dank.

Vizepräsident Gentzel:

Es gibt eine Nachfrage durch den Abgeordneten
Adams.

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Vielen Dank, Herr Präsident. Herr Staatssekretär,
das ist ein Verfahren mit einer doch recht hohen öf-
fentlichen Relevanz gewesen. Warum sieht die
Staatsanwaltschaft denn, Sie haben gesagt, das ist
nicht gefordert nach StPO, aber von der Möglichkeit
ab, die Geschädigten zu informieren, aber auch die
Öffentlichkeit darüber zu informieren, dass es hier
auch endlich mal zu einer Anklageerhebung ge-
kommen ist?

Prof. Dr. Herz, Staatssekretär:

Vier Geschädigte sind über ihre Rechtsanwälte
über das Verfahren ausführlich und deutlich infor-
miert. Es steht jedem frei, dann an die Öffentlichkeit
zu gehen. Warum die Staatsanwaltschaft hier nicht
an die Öffentlichkeit gegangen ist, kann ich Ihnen
nicht beantworten.

Vizepräsident Gentzel:

Es gibt eine weitere Nachfrage durch den Abgeord-
neten Adams.

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Ich will jetzt noch mal konkret nachfragen. Sie ha-
ben gesagt, die vier Geschädigten waren immer in-
formiert im Verlauf des Verfahrens, sie haben Ak-
teneinsicht.

Prof. Dr. Herz, Staatssekretär:

Ja.

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Sie haben Akteneinsicht gehabt. Jetzt gibt es für
uns die Frage, haben die Anwälte die Information
bekommen, die Staatsanwaltschaft ist jetzt fertig
mit ihrer Arbeit, zumindest bis zur Anklageerhe-

bung, und wir werden Anklage erheben. Ist das als
Schriftsatz an die Anwälte gegangen?

Prof. Dr. Herz, Staatssekretär:

Davon gehe ich aus. Das ist mit der Akteneinsicht
verbunden.

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Würden Sie uns das vielleicht als Antwort nachrei-
chen?

Prof. Dr. Herz, Staatssekretär:

Gerne, ja. Kein Problem.

Vizepräsident Gentzel:

Weitere Nachfragen sehe ich nicht. Danke, Herr
Staatssekretär. Dann machen wir weiter mit der
Mündlichen Anfrage des Abgeordneten Kuschel
von der Fraktion DIE LINKE in der Drucksache 5/
6403.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Danke, Herr Präsident.

Regelungen bei freier Sammlung nach § 17 a bzw.
§ 96 a Thüringer Kommunalordnung

Die Thüringer Kommunalordnung trifft in § 17 a
bzw. in § 96 a Regelungen für das Zustandekom-
men eines Bürgerbegehrens in freier Sammlung.
Der Antrag auf Zulassung eines Bürgerbegehrens
nach § 17 bzw. § 96 i.V.m. § 17 a bzw. § 96 a Thü-
ringer Kommunalordnung bedarf der Genehmigung
bzw. Zulassung. Wird die Genehmigung bzw. Zu-
lassung erteilt, gilt dies auch für die freie Samm-
lung. Wie die freie Sammlung durchzuführen ist, re-
gelt die Thüringer Kommunalordnung nicht.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Bestimmungen sind von den lnitia-
tor(inn)en von Bürgerbegehren bei der Durchfüh-
rung in der Form der freien Sammlung nach § 17 a
bzw. § 96 a ThürKO zu berücksichtigen?

2. Inwieweit ist die freie Sammlung von Unterstüt-
zungsunterschriften bei einem Bürgerbegehren
durch die Kommune als Ordnungs- und/oder Ver-
kehrsbehörde zu genehmigen, weil beispielsweise
die freie Sammlung als Sondernutzung öffentlicher
Räume bewertet wird und wie wird diese Auffas-
sung begründet?

3. Inwieweit unterliegt die freie Sammlung von Un-
terstützungsunterschriften bei einem Bürgerbegeh-
ren der Anzeigepflicht gegenüber der Kommune
und wie wird dies begründet?
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